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Frage 2: Es werden 1,25 Mio. Euro für die Umstellung des Konzessionsverfahrens im 
Sportwettenbereich etatisiert. Wozu werden die Finanzmittel genau verwendet? 

Die Frage bezieht sich auf den Erhöhungsbetrag in Titel 632 11 im Ministerialkapitel 
03 010 des Einzelplans 03 des Ministeriums des Innern. 

In diesem Titel ist der auf das Land Nordrhein-Westfalen entfallende Kostenanteil aus 
der "Verwaltungsvereinbarung über die Zusammenarbeit der Länder bei der Glücks­
spielaufsicht nach § 9 Abs. 3, die ländereinheitlichen Verfahren nach § 9a und die 
Einrichtung des Fachbeirats nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Glücksspielstaatsvertrag" vom 
15. Oktober 2012 etatisiert. Die Verwaltungsvereinbarung ist als Anlage beigefügt. 
Nach den §§ 19 und 20 dieser Vereinbarung werden die Kosten und Gebühreneinnah­
men nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt. 

Die Erhöhung des Titelansatzes in der Ergänzungsvorlage resultiert aus einer erwar­
teten Kostensteigerung, wie sie sich aus dem gemäß §§ 20 Satz 3, 19 Absatz 1 der 
Verwaltungsvereinbarung vorgelegten und im Länderkreis abgestimmten Wirtschafts­
plan für 2020 ergibt. Aufgrund des Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrages, mit 
dem die Begrenzung der Höchstzahl an Konzessionen für Sportwetten aufgehoben 
wird, rechnet das für die Konzessionserteilung und die Überwachung erlaubter Anbie­
ter im Bereich Sportwetten zuständige Land Hessen mit höheren Personal- und Sach­
kosten. Gebühreneinnahmen sind dagegen erst zeitverzögert zu erwarten. Zusätzli­
ches Personal wird insbesondere für die eingehende kurzfristige Prüfung der Anträge 
der Anbieter, einschließlich der geplanten Spielerschutzvorkehrungen im Sozialkon­
zept, sowie für die laufende Überwachung der dann erlaubten Anbieter benötigt. Ein 
Teil des Betrages ist auch für den Betrieb des Spielersperrsystems OASIS vorgese­
hen, an welches sich Sportwettenveranstalter, die über eine Erlaubnis nach dem 
Glücksspielstaatsvertrag verfügen, verpflichtend anschließen müssen. Der Wirt­
schaftsplan und damit die Erhöhung des Titelansatzes beruhen derzeit auf Prognosen, 
weil die Allzahl der Konzessionsanträge offen ist. Letztlich werden aber nur die Kosten 
zu tragen sein, die tatsächlich für die Sportwettenkonzessionierung und die Überwa­
chung anf~lIen . 
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN 

Bekanntmachung 
der Verwaltungsvereinbarung 

zwischen dem Land Brandenburg, 
dem Land Baden-Wülttemberg, 

dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, 
der Frcicn Hanscstadt 13rcmen, 

der Freien und Hansestadt Hamburg, 
dem Land Hessen, 

dem Land MecIdenburg-Vorpommel'ß, 
dem Land 'Nied'ersachsen, 

dem Land Nordrhein-Westfalen, 
dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, 

dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, 
dem Land Schleswig-Holstein 
u,nd dem FI'eistaatThüringen 

über die Zusammenarbeit der Länder 
bei der Glücksspielaufsicht nach § 9 Abs. 3, 
die ländel'einheitIichen Vel'fahren nach § 9 11 

und die Einl'ichtung des Fachbeirats 
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 GlücI{sspielstaatsvertl'ag 

Vom 15. Oktober 2012 

Die in Berlin am23.05.114.06.126.06.129.06.2012 unterzeichne­
te Verwalturigsvereinbarung zwischen dem Land Brimdenlmrg, 
dem Land Baden-Würltemberg, dem Freistaat Bayern, dem 
Land Berlill, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Han­
sestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg­
Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein­
Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dein Saarland, dem Frei­
staat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig­
Holstein und dem Freistaat Thüringen über die Zusammenarbeit 
der Länder bei der Glticksspielaufsicht nach § 9 Abs. 3, die län­
dereinheitlichen Verfahren nach § 9 a und die Einrichtung des 
Fachbeirats'nach § 10 Abs. I Satz 2 Glücksspielstaatsvertrag ist 
nach ihrem § 21 Absatz 1 Satz 1 am 1. Juli 2012 in Kraft getre­
ten. Die Veiwaltungsvereinbarung wird nachstehend veröffent­
licht. 

Potsdam, den 15. Oktober 2012 

Der Ministerpräsident 
Matthias Platzeck 

,Vcl'lvaltungsvcrclnbal'Ung vom 23. Mai 2012 
übel' die Zusammenarbeit der Länder 

bei dcl' GIUcl<sspielaufsicht nach § 9 Abs. 3, 
die ländcrcinheitlichcn Vcl'fahrcn nach § 9a 

'und dic Einl'ichtung des Frichbeil'ats 
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Glücl<sspielstaatsyertrag 

- VerlVlIltungsvel'eillbarung GIUcksspiclstaRtSyertrag­
(VwVGlüStV) 

Das Land Baden-Würltemberg" 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, ' 
das Land Mecklenburg-Vorpomm'ern, 
das Land Niedersachsen, ' 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, , ' 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 

schließen - vorbe,haltlich der im Einzelfall erforderlichen Zu­
stimmung ihrer gesetzgcbenden Körp'erschaften - nachstehende 
Vereinbarung: ' 

Erstcr Abschnitt 
Zusammcnarbelt dcr GIUcksspiclaufsichtsbchöl'dcn 

§ 1 
Aufgaben des GlUckssplelkolleglullls 

Dem Glücksspielkollegiumnach § 9a Abs. 5 GJüStV obliegt die 
abschließende Beurteilung allel' Anträge auf Erlaubnisse und 
Konzessionen in den 'Jändereinheitlichen Vcrfahren nach § 9a 
Abs. I und 2 GlüStV und in den gebündelten Verfahren nach 
§ 19 Abs. 2 GlüSiV sowie aller Fragen der Glücksspielaufsicht 
nach § 9a Abs. 2 Satz 2 und Abs, 3 GHiStV von nicht unerheb­
Iichl:r Bedeutung. Das Gllicksspielkollegium erarbeitet die Richt­
linien nach § 6. 

§2 
Zusammensetzung und Beschlussfassung 

dcs GIUckssplcllwlleglunls 

(1) Jedes Land benenntgegeniiber der Geschäftsstelle durch sei­
ne oberstc GHicksspielilllfsichtsbehörde je ein Mitglied dieser 
Behörde sO\vie dessen Vertreterin oder dessen Vertreter rur den 
Fall der Verhinderung. Dic Länder stellen sichel~ dass das Mit-
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glied und sein Vertreter oder seine Vertreterin über die erforder­
liche 'Entscheidungskompetenz verfügen, 

(2) Von der Mitgliedschaft im Glücksspielkollegium ausge­
schlossen sind Vertreter einer Behörde im Sinne von § 9 Abs. 7 
,GIUStY. Ein Mitglied des Glücksspielkollegiums darfweder zu­
gleich dem Fachbeirat noch dem Sportbeirat angehören. 

(3) Die Geschäftsstelle ist in den Sitzungen mit beratende~ Funk­
tion ohne Stimmrecht vertreten. 

(4) Die Verfahren des Glücksspielkollegiums sind nicht öffent-
lich. ' 

(5) Zur Vorbereitung der Entscheidungen des Gliicksspielkolle-
, giums kann der oder die Vorsitzende des Glücksspielkolleg'iums 

Prüfgruppen ,einsetzen. Die prüfgruppen bereiten die Entschei­
dungen in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht auf und geben 
Entscheidungsempfehlungen. Eine Prüf gruppe soll aus fünf 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern der Glücksspielaufsichtsbe­
hörden bestehen. Stets zu beteiligen ist eine Mitarbeiterin oder 
ein Mitarbeiter der im konkreten Fall nach § 9a Abs. I bis 3 zu­
ständigen Glücksspielaufsichtsbehörde. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung des Gfückssllielkollegiums. 

§3 
Vorsitz und Aufgaben 

(I) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende und ihre bzw. seine 
Stellvertretelin oder ihr bzw. sein $tellvertreter werden durch 
das Glücksspielkollegium aus seiner Mille gewählt. 

(2) Sie oder er ist zuständig fiir die Einberufung, Vorbereitung 
und Leitung der Sitzungen: für die Einleitung, Vorbereitung und 
Durchführung von Umlaufverfahren sowie für die Koordination 
der Zusanmll;narbeit mit der Geschäftsstelle. 

§4 
Geschiifts~rdnung 

Das Glücksspielkollegium gibt sich eine Geschäftsordnung, in 
der insbesondere die Ausgestaltung der Beratungs- und Be­
schlussverfahren einschließlich der Umlaufverfahren sowiedas 
Verfahre;} der Prüfgruppen geregelt wird. 

§5 
Liindcrelnheltliche Vcl'fahrcn 

(I) Die zuständige Gliicksspielaufsichtsbehörde (§ 9a Abs. 2 Nr. 3 
GlüStV) stimmt im Konzessionsverfahren die Bekanntmachung 
nach § 4bAbs. I Satz 2 GIüStV im Glücksspielkollegium a,b. 

(2) Die zuständigen Glücksspielaufsichtsbehörden (§ 9a Abs. 1 
und 2 GlüStV, § 19 Abs. 2 GIUStV) leiten eingehende Erlaubnis­
und Konzessionsanträge über die GeschäftssteUe unverzüglich 
an das Glücksspielkollegium weifer. 

(3) Die zuständige Glücksspielaufsichtsbehörde (§ 9a Abs. 1 
und 2 GIüStV, § 19 Abs. 2) kann die Erlaubnis- und Konzes-

sionsanträge entweder selbst prüfen und dem Glücksspielkolle­
gium zusammen mit einer vorläufigen Bewertung einen Ent­
scheidungsvorschlag, vorlegen oder die Geschäftsstelle damit 
beauftragen. 

(4) Jede oberste Glü'cksspielaufsichtsbehörde kann gegenüber 
der nach § 9a Abs. I bis 3 GliiStV und § 19 Abs. 2 zuständigen 
Glücksspielaufsichtsbehörde anzeigen, dass die ländereinheitlich 
oder im gebündelten Verfahren zugelassenen Erlaubnis- oder 
Konzessionsnehmer gegen die nach dem GlUcksspielstaatsver­
trag bestehenden oder auf Grund dieses Staatsvertrages begriin­
deten öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen verstoßen. Die zu­
ständige Glücksspielaufsichtsbehörde ist verpflichtet, die An­
zeige zu prüfen und zusammen mit ,einer Bewertung dem 
Glücksspielkollegium vorzulegen. 

§6 
Richtlinien 

(I) Die Länder erlassen zur Konkretisierung von Art und l)m­
fang der nach § 5 Abs. I bis 3 GIüStV erlaubten Werbung ge­
meinsame Richtlinien (Werbe richtlinie; § 5 Abs. 4 GIüStV). 

(2) Zuständig rur die Ausarbeitlllig der Richtlinien ist das 
Gliicksspielkollegium. Es beschließt die Richtlinien mit einer 
Mehrheit von mindestens zwei DrilleI der Stimmen seiner Mit­
glieder. Die Richtlinien sind zu begründen. 

(3) Vor Erlass und wesentlicher'Ändening der Werberichtlinie ist 
den beteiligte;} Kreisen innerhalb einer angemessenen Frist Ge­
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Werberichtlinie ist in 
allen Lijndern als normkonkretisicrende Verwaltungsvorschrift 
zu veröffentlichen. 

§7 
Länderiibel'grcifCl;de Zusammenarbclt im Übrigen ' 

(I) Die länderübergreifende Zusammenarbeit der Glücksspiel­
aufsichtsbehörden umfasst im Übrigen folgende Bereiche: 

I. Internet (§ 4 Abs. 4 bis 6 GlüStV) 
2. Zahlungsströme (§ 9 Abs. I Satz 3 Nr. 4 GlüStV), 
3. Glii'cksspielaufsicht (§ 9 Abs. 3 Satz I GliiStV), 
4. Abstimmung von Erlaubnisscn (§ 9 Abs. 3 Satz 2 GIüStV), 
5. EvaluielUng (§ 32 Satz I GHiStV). ' 

(2) Dazu können länder-undfachiibergreifendeArbeitsgruppen 
eingerichtet werden. 

(I) Der Fachbeirat 

Zwei tel' Abschnitt 
Fnchbcirnt 

§8 
Aufgaben und Status 

I. untersucht und bewertet im Rahmen von Erlaubnisverfahren 
die Einführung neuer Glücksspielangebote durch die in § 10 

I 
1 

'I 
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Abs. 2 und 3 GIüStV gcnannten Vcranstalter und die Ein­
fiihrung neuer oder die erhebliche Erweiterung bestehender 
Vertriebswege nach § 9 Abs. 5 GliiStV, 

2. berät die Länder nach § 10 Abs. 1 Satz 2 GIüStV bei der ord­
IIllngsrechtlichen Aufgabe der Sicherstellung eines ausrei­
chenden Gliicksspielangebots und 

3. wirkt mit bei der Evaluierung des G1ücksspielslaatsvertrags 
nach § 32 Satz 1 GItiStY. 

(2) Der Fachbeirat ist an den durch den Glücksspielstaatsvertrag 
begründeten Auftrag gebunden und im Rahmen der ihm über-
tragenen Aufgaben nicht weisungsgebunden. . 

(3) Im Fachheiratsverfahren (Abs. 1 NI'. I) wirkt der Fachbeirat 
im Erlaubnisverfahren mit. Die Untersuchung und Bewertung 
der Auswirkungen auf die Bevölkerung ist innerhalb von zwei 
Monaten ab Eingang beim Fachbeirat der verfahrensführenden 
Behörde vorzulegen, die über das Vorliegen zwingender Versa­
gungsgriinde befindet und - so\veit solche nicht eingreifen - nach 
pflichtgemäßem Ermessen deli Antrag verbescheidet. Sofern die 
verfahrensführende Behörde dies wünscht, hat der Fachbeirat 
den Antragsteller anzuhören. § 9 Abs. 6 GIüStV ist zu beachten. 

(4) Empfehlungen, Gutachten und sonstige Beratungen (Abs. 1 
NI: 2) sind liberdie Geschäftsstelle andie zuständigen Stellen der 
Länder zu richten. Die Geschäftsstelle organisiert in regelmäßigen 
Abstiinden eine ge!l1einsalhe Arbeitstagung von Fachbeirat und 
Glücksspielkollegium, zu der die Mitglieder derAG Suchthilfe der 
Obersten Landesgesundheitsbehörden (AOLG) einzuladen sind. 

(5) Für die wissenschaftliche Evaluation der Auswirkungen auf 
die Bevölkerung (Abs. I NI'. 3) sollen auf der Grundlage des 
deutschen Kerndatensatzes zur Doklimentation im Bereich der 
Suchtkrankenhilfe einheitliche Kennzahlen zur dauerhaften Be­
obachtung geschaffen werden. 

'§ 9 
Zusammensetzung des Fachbeil'ats 

(I) Der Fachbeirat besteht aus 7 Mitgliedern. Er ist so zusam­
mengesetzt, dass Persönlichkeiten mit ausgewiesener Erfahrung 
und Fachwissen in den Bereichen 

I. nationale und internationale Glticksspielsucht- und Wett­
sucht forschung, Suchtprävention, Suchthilfe sowie Sucht­
bekämpfung, 

2. Jugend-und Spielerschutz sowie Jugendhilfe, 
3. Bekämpfung der Kriminalität im Zusammenhang mit 

Glücksspielen einschließlich der Gewährleistung der Integ­
rität des sportlichen Wettbewerbs bei der Veranstaltung und 
dem Vertrieb von SportweHen 

angemessen vertreten sind und juristischer Sachverstand, insbe­
sondere in den Fragen des Glücksspielrechts und des Jugend­
schutzes, genutzt werden kann. 

(2) Eine Stellvertretung ist nicht möglich. 

(3) Die Geschäftsstelle ist in den Sitzungen des Fachbeirnts mit 
beratender Funktion ohne Stimmrecht vertreten. 

§IO 
Die Mitgliedel' des Fachbeirats 

(I) Die Mitglieder des Fachbeirats werden von der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden der Minisierpräsidentenkonferenz auf 
Vorschlag der fotgen4en Institutionen ernannt: 

I. Deutsche Gesellschaft fiir Suchtforschung und Suchtthern­
pie e. Y. (DG Sucht), Deutsche HauptsteIle fiir Suchtfragen 
e. Y. (DHS) sowie Fachverband G1licksspielsucht e. Y. (fags) 
fÜr drei Sitte - die Vorschläge sollen die' Grundlagenfor­
schung, die Therapie und die Prävention im Zusammenhang 
mit G1ücksspielsuchi abdecken, . 

2. AG Suchthilfe der Arbeitsgemeinschaft der Obersten Lan­
desgesundheitsbehörden (AOLG) fiir zW<li Sitze -' die Vor­
schläge sollen den Jugend- und Spielerschutz sowie Jugend­
hilfe und auch den Kreis der Landesstellen für Glücksspiel­
sucht abdecken. 

3. Kriminologische Zentralstelle e. Y., Institut fiir Kriminolo­
gie (IFK) der Universität Tübingen, Institut für Kriminolo­
gie der Universität zu Köln, Forschungsstelle für Jugend­
strafrecht und Ktiminalprävention an der Chdstian-AI­
brechts-Universitlit zu Kiel sowie Kriminologisches For­
schungsinstitut Niedersachsen e. Y. (KFN) für zwei Sitze -' 
die Vorschläge sollen die Bekämpfung der Kriminalität und 
die Forschung im Bereich der Kriminalität im Zusammen­
hang mit Glücksspielep einschließlich Gewährleistung der 
Integrität des sportlichen Wettbewerbs bei der Veranstaltung ' 
und dem Vertrieb von Sportwetten abdecken. 

(2) Mit den Vorschlägen sind zugleich die bisherigen Zuwen­
dungen oder Aufträge von Veranstaltern und Vermittlern von 
G!iicksspielen nachzuweisen. 

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder dcs Fachbeirats beträgt 7 Jah­
re. Eine erneute Ernel1l1ung ist möglich. Beim vorzeitigen Aus­
scheiden eines Mitglieds tritt ein neues Mitglied in die Amts­
dauer seiner Vorgängerin oder seines Vorgängers ein; insoweit 
gilt Abs. 1 entsprechend. . 

(4) Die Mitglieder des Fachbeirats werden nach dem Verpflich­
tungsgesetz vom 2. März 1974 (BGBI. I S. 469), geändert durch 
Gesetz vom 15 .. August 1974 (BGBI. I S. 1942), durch das Hes­
sische Ministerium des Innern und für Sport oder die von ihm 
benannte Stelle verpflichtet. Liegen Griinde für eine Besorgnis 
der Befangenheit in der Person eines Mitglieds vor, so ist dies 
der Geschäftsstelle an~uzeigen. § 20 des Hessischen Verwal­
tungsverfahrensgc'setzes findet cntsprechendeAnwendung. 

(5) Die Mitglieder des Fachbeirats sind verpflichtet, sämtliche 
Zuwendungen und Aufträge von Veranstaltern oder Vermittlern 
von Glücksspielen während ihrer Amtsdauer unyerzüglich of­
fenzulegen. 

§ 11 
Wahl und Aufgaben des VOl'sitzenden 

(I) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende und ihre bzw. seine 
Stellvertreterin oder ihr bzw. sein Stellvertreter \verden durch 
dcn Fachbeirat aus seiner Mitte gewiihlt. 
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(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ist zuständig fiir die 
Einberufung, Vorbereitung lind Leitung der Sitzungen, für die 
Einleitung, Vorbereitung und Leitung von Umlaufverfahren so­
wie fiir die K;oordination der Zusammenarbeit mit der Ge­
schäftsstelle. 

§.12 
Beschlussfassung 

(I) Der Fachbeirat ist beschlussfahig, wenn eine Mehrheit der 
Mitglieder mitwirken kann. 

(2) Der Fachbeirat fällt seine Entscheidungen mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet ~ie Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. 

(3) Die Verfahren des Fachbeirats nach § 8 Abs. I Nr. I bis 3 sind 
nicht öffentlich. 

§ 13 
Geschäftsol'dnung 

Der Fachbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung, in der insbe­
sondere die Ausgestaltung des Fachbeiratsverfahrens nach § 8 
Abs. I Nr. I und des Beratungsverfahrens nach § 8 Abs. I Nr. 2 
einschließlich der Umlaufverfahren geregelt werden. Die Ge­
schäftsordnung bedarf der Zustimmung der obersten Glücks-
spielaufsichtsbehörden der Länder. ' . 

§ 14 
Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz 

Die Mitglieder des Fachbeirnts erhalten eine pauschale Entschä­
digung sowie Ersatz ihrer Reisekosten nach Maßgabe des Wirt-
schaftsplans (§ 19). . 

Dl'ittel' Abschnitt 
SpQI·tbelrat 

§ 15 
Aufgabim 

Zur Umsetzung des Ziels in § 1 Satz I Nr. 5 G1üStV wird ein 
. Bei rnt des Spoi'tes (Sportbeirat) geschaffen. Dieser unterstützt in 
beratender FunktiOil die Länder im Vorfeld der Ausschreibung 
der .Konzessionen sowie bei der Evaluierung des Glücksspiel­
staatsvertrags nach § 32 Satz 1 GlüStV, insbesondere hinsicht­
lich des Ziels nach § I Satz I Nr. 5 G1üStv. 

.§ 16 
Zusammensetzung und MItgliedel' des Spol'tbelrats 

(I) Der Sportbeirat besteht aus 9 Mitgliedern. Er ist so zu­
sanimengesetzt, dass Persönlichkeiten mit ausgewiesener Erfah­
rung und Fachwissen in dem Bereich Integrität des sportlichen 
Wettbewerbs bei der Veranstaltung und dem Vertrieb von Sport-

wetten angemessen vertreten sind undjuristischer Sachverstand, 
insbesondere in den Fragen des Glücksspielrechts, genutzt wer­
den kann. 

(2) Die Mitglieder des Sportbeirnts werden von der Vorsitzenden 
oder dem Vorsit.zenden. der Ministerpräsidentenkonferenz auf 
Vorschlag der folgenden Institutionen ernannt: 

I. Deutscher Olympischer Sportbund e.v. (DOS8) für 2 Sitze, 
2. Deutscher Fußball-Bund e. V. (DFB) und Deutsche Fußball 

Liga GmbH (DFL) fiir 2 Sitze, 
3. Stiftung Deuts'che Sporthilfe sowie die Lnndessportverbän­

de flir 5. Sitze. 

(3) § 8 Abs. 2,4 und 5, §§ 11 bis 13 gelten entsprechend. 

Vlel'ter Abschnitt 
Geschäftsstelle 

§17 
Untel'haltung und Aufgaben dei' Geschäftsstelle . 

(I) Die Länderunterhalten beim Hessischen Ministerium des 1n­
nern und fiir Sport eine Geschäftsstelle, die die Zusammenarbeit ' 
der Glücksspielaufsichtsbehörden, die Tätigkeit des Glücks­
spielkollegiums lind die Tätigkeit . des Fachbeirats und des 
Sportbeirats unterstützt. 

(2) Die Aufgaben der Geschäftsstelle umfassen im Bereich des 
Glücksspielkollegiums 

I. die Vor- und Nachbe'reitung der Sitzungen, 
2. die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Prüf gruppen, 
3. die Vor- lind Nachbereitung der Beschliisse einschließlich 

ihrer Begründung sowie der Fristenkontrolle zur ihrer Um­
setzung. 

4. die Prüfung lind Be\vertung von Erlaubnis- und Konzessions­
anträgen und Maßnahmen nach § 9aAbs. 1 bis 3 GlüStVund 
die Erstellung eines Entsche.idungsvor~chlags. 

(3) Die Aufgaben der Geschäftsstelle umfassen im Bereich der 
liinderiibergreifenden Zusammenarbeit im Übrigen 

I. die Koordination von Beschlussverfahren und der Um set­
.zung von BeschlUssen, ' 

2. die Organisation von Arbeitsgruppen einschließlich der 
Aufbereitung von Entscheidungsgrundlagen, 

3. die Sicherstellung der elektronischen Erfassung und Verflig­
barkeit der im Rahmen von Nr. I und 2 sowie Abs. 2 und 4 
anfallenden Dokumente. 

(4) Die Aufgaben der Geschäftsstelle umfassen im Bereich des 
Fachbeirats und des Sportbeirats 

I. die Vor-und Nachbereitung der Sitzungen einschließlich der 
Umsetzung der Beratungsergebnisse, 

2. die rechtzeitige Durchführung des Fachbeiratsve/'fahrens 
. gemäß § 8 Abs. I Nr. I i. V. m. 3. 

(5) Die Geschäftsstelle erhält Aufträge vom Gliicksspielkolle-
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gium, von den obersten Glücksspielaufsichtsbehörden der Län­
der, vom Fachbeirat und vom Sportbeirat. 

§ 18 
Arbeitgebcr und Dlcnsthcrrcn 

(I) Die Geschäftsstelle ist eine -Einrichtung ohne Rechtsfahig­
keil. Sie hat weder Arbeitgeber- noch Dienstherreneigenschaft. 

(2) Dienstort der Mitarbeiter ist der Sitz der Geschäftsstelle. 

Fünftel' Absc1mllt 
SchlussVOl'Sch"lftcn 

§19 
Flnanzlcl'llng , 

(I) Die Geschäftsstelle veranschlagt ihre Personalkosien und ih-
, re Sachkosten, die Kosten der Zusamnlenarbeit der Glücksspiel­
aufsichtsbehörden sowie des Fachbeirats und des Sportbeirats 
jährlich in einem Wirtschaftsplan, der dcr Zustimmung der 
Mehrheit der obersten Gllicksspielaufsichtsbehörden der Länder 
bedarf; es gelten die haushaltsrechtlichen Vorschriften des Sitz~ 
landes. Die Geschäftsstelle legt den Entwurf des Wirtschafts­
plans spätestens zum I. April des jeweils vorangehenden Jahres 
vor. Der aktualisierte Wirtschaftsplan 2012 ist mit Inkrafttreten 
dieser Verwaltungsvereinbarung vorzulegen. Der Entwurf des 
Wirtschaftsplans bedarfzusätzlich der Zustimmung der Finanz­
minister und -senatoren der Länder mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen. 

(2) Die Kosten nach Abs. I werden zwischen den Ländern nach 
dem fiir das jeweilige Jahr gültigen Königsteiner Schlüssel auf-
geteilt. ' 

(3) Die Kosten nachAbs. I werden dem Sitzland der Geschäfts­
stelle' jeweils hälftig zum I. April und I. Oktober eines jeden 
Jahi'es erstattet. Über- und Minderzahlungen gegenüber dem 
sich 'nach der Jahresrechnung ergebenden Finanzbedarfwerden 
nach dem Königsteiner Schlüssel des Jahres, in dem sie entstan­
den sind, mit den Beträgen der Länder fiir das Folgejahr ver­
rechnet. Die Kostenerstattungspflicht steht unter dem Vorbehalt 
der haushaltsrechtlichen Bereitstellung. 

(4) Die Bewirtschaftung der Mittel sowie der Nachweis der Ein­
nahmen und Ausgaben unterliegen der Prüfung durch den Rech­
nungshof des Sitzlandes: Die Prüfberichte sind den Ländern, 
~ertreten durch die obersten Glücksspielaufsichtsbehörden der 
Länder, zuzuleiten. 

§20 
Verteilung der Elnnahmcn und Kostcn 

Die Verwaltungsgebühren in ländereinheitlichen und gebündel­
ten Verfahren, die von den zuständigen Behörden vereinnahmt 
werden, werden gesondert ausgewiesen und mii den in diesen 
Verfahren anfallenden Personal- und Sachkosten sowie mit zu 
befriedigenden Haftungsanspriichen, die ursächlich auf der Um-

setzung von Entscheidungen des Glücksspielkollegiums in die­
sen Verfahren beruhen, verrechnet. Das Ergebnis (Über- oder 
Unterdeekung) wird nach dem Königsteiner Schlüssel auf die 
Länder verteilt. § 19 Abs. I Satz I bis 3, 3 und 4 ist entsprechend 
anzuwenden, wobei der Wirtschaftsplan in vereinfachter Form 
vorgelegt werden kann. 

§ 21 
Inl<rafttrctell, Außerl<ra fttrctcn 

(I) Diese Vereinbarung tritt mit dem Ersten Staatsvertrag zur 
Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutsch­
land (Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag) in Kr!lft. Die 
Umsetzung steht unter dem Vorbehalt der jeweiligen haushalts­
rechtlichen Ermächtigungen der Länder. Länder, die nicht dem 
Glücksspielstaatsvertrag beigetreten sind, können gleichwohl 
im Rahmen ihrer glücksspielrechtlichen Regelungen 8n der Zu­
sammenarbeit nach dieser Verwaltungsvereiilbarung teilneh­
men. 

(2) Diese Vereinbarung tritt außer Kraft, sobald der Glücks­
spielstaatsvertrag außer Kraft tritt. 

Eir das Land B'aden-Wilrttemberg 
Berlin, den 23. Mai 2012 Winfried Kretschmann 

Für den Freistaat Bayern 
Berlin, den 23. Mai 2012 Horst Seehofer 

Für das LRnd Berlin 
Berlin, den 14. Juni 2012 

, Für das LRnd Brandenburg 
Berlin, den 29. Juni'2012 

Für die Freie HRnsestadt Bremen 
Berlin, den 23. Mai 2012 

Klaus Wowereit 

MRtthias Platzeck 

Jens Böhrnsen 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 
Hmnburg, den 26. Juni 2012 OlafScholz 

Für da~ Land Hessen 
Berlin, den 23. Mai 2012 Volker Bouffier 

Für dRs LRnd Mecklenl?urg-Vorpommern 
Berlin, den23. Mai 2012 Erwin Sellering 

Für das Land Niedersachsen 
Berliil, den 23. Mai 2012 

Für das Land Nordrhein-Westfalen 
Berlin, den 14. Juni 2012 

Für' das Land Rheinland-Pfalz 
Berlin, den 23. Mai 2012 

Fiir das Saarland 
Berlin, den 23. Mai 2012 

David McAllister 

HRnnelore Kraft 

Kurt Beck 

Annegret Kramp-Karren- , 
bauer 
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Flir den Freistaat Sachsen 
Berlin, den 14 .. Juni 2012' StanislawTillich 

Flir das Land Sachsen-Anhalt 
Berlin, den 23. Mai 2012 Rainer Haseloff 

Flir das Land Schleswig-Holstein 
Berlin, den 23. Mai 2012 Peter Harry Carstensen 

Flir den Freistaat Thüringen 
Berlin, den 14. Juni 2012 Christi ne Lieberknecht 

. , 
Geschäftsordnung des Bcrufsbildungsausschusses 

für den öffentlichen Dien~t des La~des Bl'andenbul'g 

Bekanntmachung des Ministeliums des 'lnnern 
Vom 10. J~li 2012 

Der nach § 77 Absatz I des Berufsbildungsgesetzes vom 
23. M~rz 2005 (BGBI. I S. 93 i), das zuletzt durch Artikel 24 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBI. I S. 2854) geändert 
worden ist, errichtete Berufsbildungsausschuss gibi sich geniäß 
§ 80 des Berufsbildungsgesetzes und § I Nummer I a und b, 2, 4 
bis 6, 8 und '9 der Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Berufsbildungsgesetz im öffentlichen Dienst des Landes Bran" 
denburg mit Beschluss vom 10. Juli 2012.folgende qeschäfts­
ordnung·: 

§ I 
Aufgaben 

(I) Die Aufgaben des Berufsbildungsausschusses richten sich 
nach den Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes. Im Rah­
men seiner Aufgaben erarbeitet der Berufsbildungsausschuss 
atich Vorschläge und Stellungnahmen. 

(2) Er hat die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von der zu­
ständigen Stelle zu erlassenden Rechtsvorschriften flir die 
Durchflihrung der Berufsbildung in folgenden Ausbildungs­
berufen zu beschließen: 

I. VenvaltungsfachangestelltelVerwaltungsfachangestellter in 
den Fachrichrungen Landesvenvaltung und Kommunalver-
waltung, . 

2. Fachangestellte/Fachangestellter flir Bürokommunikation, 
3. VermessungstechnikerinlVermessungstechniker, ' 
4. GeomatikerinlGeomatiker, 
5. Fachangestellte/Fachangestellter filr Bäderbetriebe, 
6. StraßenwärterinlStraßenwärter, 
7. Fachkraft für Straßen- und Yerkehrsteclmik, 
8. Fachangestellte/Fachangestellter fiir Medien- und' Informa­

tionsdienste. 

(3) Der Berufsbildungsausscl)uss ist in allen wichtigen Angele­
genheiten der beruflichen Bildl!ng zu unterrichten und zu hören. 
Er hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eilie stetige Entwicklung 

der Qualität der beruflichen Bildung hinzuwirken und die an der 
Berufsbildung Mitwirkenden dabei zu unterstützen. 

(4) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsaus­
schuss anzuhören.ist, sind insbesondere: . 

I. Erlass vort Verwalrungsgrundsätzen 

a) über die Eignung von Ausbildungs- und Umschulungs'­
stätten, 

b) fUr das Führen von schriftlichenAusbildungsnachwei-
sen; 

c) fiir die Verklirzung der Ausbildungsdauer, 
d) fUr die vorzeitige Zulassung zur Abschlussprlifung, 
e) fUr die Durchflihrung der Prüfungen, 
t)zur Durchflihrung von liber- und außerbetrieblicher 

Ausbildung 
g) sowie von Verwaltungsrichtlinien zur beruflichen Bil­

dung, 

2. Umsetzung der vom Landesausschuss flir Berufsbildung 
empfohlenen. Maßnahmen, 

3. wesentliche inhaltliche ·Änderungen des Ausbildungsver­
tragsmusters. 

(5) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsaus­
schuss zu unterrichten ist, sind insbesondere: 

I . Zahl und Art der der zuständigen Stelle angezeigten Maß­
nahmen der Berufsausbildungsvorbereitung und beruflichen 
Umschulung sowie der eingetragenen Berufsausbildungs­
verhältnisse; 

2. Zahl und Ergebnisse von durchgeflihrten Prlifungen sowie 
hierbei gewonnene Erfahrung~n, . . 

3. Tätigkeiten det Berater nach § 76 Absatz I Satz 2 des Be­
rufsbildungsgesetzes, 

4. für den räumlichen und fachlichen Zuständigkeitsbereich 
der zuständigen Stelle neue Formen, Inhalte und Methoden 
der Berufsbildung, 

5. Stellungnahmen oder Vorschläge der zuständigen Stellen 
gegenüber and~ren Stellen oder Behörden, soweit sie sich 
auf die Durchfiihrung des Berufsbildungsgesetzes oder der 
aufgrund des Berufsbildungsgesetzes erlassenen Regelun­
gen beziehen, 

6. Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus Ausbil­
dungsverhiiltnissen, 

7. Arbeitsmarktfragen, soweit sie die Berufsbildung im Zu­
ständigkeitsbereich der zuständigen Stellen berühren. 

§2 
Zusammensetzung und Berufung 

(I) Der Ausschuss besteht aus sechs Beauftragten der Arbeitge­
ber; sechs Beauftragten der Arbeitnehmer und sechs Lehrkräften 
an berufsbildenden Schulen. 

(2) Die Mitglieder werden gemäß § 77 Absatz 2 des Berufsbil­
dungsgesetzes auf längstens vier Jahre berufen. Stimmrecht ha­
ben die Beauftragten.der Arbeitgeber und die Beauftragten der 
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